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Abschlusspapier Jugenddialogplattform Vilm 2025 

Präambel  

Als Teilnehmer*innen der Jugenddialogplattform 2025 Biodiversity for Future ist uns klar: Deutsche Ent-
scheidungsträger*innen müssen jetzt handeln, denn wir befinden uns mitten im sechsten Massenausster-
ben seit Entstehung der Erde. Das Verschwinden unserer Lebensgrundlagen ist eine existenzielle Bedro-
hung! Die bestehenden Gesetzgebungen und Bemühungen sind ein erster Schritt, aber werden der Dring-
lichkeit nicht gerecht.  
Die größten Bedrohungen für Biodiversität sind Ökosystemzerstörung und -fragmentierung, invasive Ar-
ten, die Verschmutzungskrise, der Eintrag von Chemikalien und die Klimakrise. Die Hauptverursacher da-
von sind multinationale Unternehmen, wie petrochemische und fossile Konzerne. Es gilt: Wirtschaftsinte-
ressen müssen dort aufhören, wo die Grundlagen menschlichen Lebens gefährdet sind! Das schädigende 
Handeln muss gestoppt werden und die Verursacher müssen für das Aufräumen belangt werden.  
Die Biodiversitätskrise war und ist ein Gerechtigkeitsproblem in Deutschland und global. Daher braucht 
es einen transformativen Wandel. Zudem muss Deutschland seiner historischen Verantwortung gerecht 
werden. Dazu müssen Naturschutzgesetze gestärkt, nicht abgeschwächt oder dereguliert, werden. Das 
bedeutet auch sich in internationalen Verhandlungen für Biodiversitätsschutz stark zu machen und sub-
stanzielle Finanzierung zu leisten. Menschenrechte müssen Grundlage aller Maßnahmen sein. Umweltge-
rechtigkeit kann nur gelingen, indem allen Menschen der Zugang zu Informationen gewährt wird und sie 
mitentscheiden können. Das gilt vor allem für marginalisierte Gruppen und für die von den Maßnah-
men am meisten Betroffenen. Das Einbeziehen von lokalem und indigenem Wissen ist dabei essenziell. 
 
Daher fordern wir:  

 
1. Jugendbeteiligung muss strukturell verankert, intersektional gestaltet und mit finanziellen sowie 
mit pädagogischen Ressourcen dauerhaft abgesichert werden, um echte Mitsprache und Vielfalt in 
Umwelt- und Biodiversitätsfragen zu gewährleisten. 

2. Ökosysteme müssen durch nachhaltige Nutzungsformen, Wiedervernässung von Mooren und ein 
Ende extraktivistischer Bewirtschaftungsmethoden geschützt werden, um ihre Regenerationsfähig-
keit und soziale Bedeutung langfristig zu sichern. 

3. Deutschland muss bis 2030 mindestens 30 % der nationalen Fläche mit wissenschaftlich fundierten 
Wiederherstellungsmaßnahmen ausstatten, die Biotopkonnektivität fördern und dabei sozial gerecht 
umgesetzt werden, ohne Ausnahmen oder rechnerische Scheinlösungen. 

4. Die NBS 2030 muss verbindlich gesetzlich verankert, mit ausreichenden Ressourcen ausgestattet 
und als verbindliche sowie überprüfbare Leitlinie für alle Vorhaben herangezogen werden, um die 
sozialökologische Transformation voranzutreiben. 

5. Der „Global Action Plan on Biodiversity and Health“ muss konsequent umgesetzt und die Forschung 
zu Biodiversität und Gesundheit aktiv gefördert werden, um die physische und mentale Gesundheit 
junger Generationen zu schützen.  
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1. Jugendbeteiligung für biologische Vielfalt und Umwelt ernst nehmen 

Jugendbeteiligung muss dauerhaft, strukturell abgesichert und intersektional gedacht werden, statt pro-
jektförmig oder symbolisch. Ziel sollte echte Mitsprache sein, anstatt reiner Informierung der Jugend. Je 
vielfältiger die Perspektiven eingebunden werden, desto wirksamer ist Jugendbeteiligung. Jugend ist nicht 
einheitlich: Migrantische Selbstorganisationen, Sportjugenden, junge Landwirtinnen und auf dem Land le-
bende Jugendliche müssen gezielt miteinbezogen werden.1 
Der Ganztagesausbau ab 2026 bietet die Chance, Kinder früh spielerisch an biologische Vielfalt, Natur-
schutz und demokratische Mitbestimmung heranzuführen. Jugendverbände und Ehrenamtliche sollen als 
feste Partnerinnen von und für Jugendliche die Umwelt erfahrbar machen und Jugendlichen Mitsprache 
ermöglichen. Um Beteiligung zu verwirklichen, braucht es finanzielle Unterstützung, pädagogische Beglei-
tung, leicht verständliche Materialien und digitale Beteiligungsformate zusätzlich zu den bestehenden Par-
tizipationsmöglichkeiten. Internationale Begegnungen, Bildungsseminare und Vernetzungsräume erwei-
tern Perspektiven und verstärken die Wirkung von Jugendengagement für Umwelt und Biodiversität. So-
mit schaffen sie nicht nur ein Verständnis für Biodiversität, sondern tragen auch dazu bei, dass junge Men-
schen sich früh für ihren Schutz engagieren. 
Das Jugenddialogforum in seiner jetzigen Form soll daher verstetigt werden und nach Möglichkeit auf die 
internationale Ebene ausgeweitet werden. 
Jugendbeteiligung im Naturschutz ist kein Zusatz, sondern ein zentrales Instrument, um Demokratie zu 
stärken und unsere Lebensgrundlagen in Zeiten multipler Krisen zu sichern. 

2. Ökosysteme erhalten und nachhaltig nutzen 

Der Mensch ist Teil der Natur und hat durch seinen Einfluss auch einzigartige und wertvolle Ökosysteme 
geschaffen. Diese gilt es zu erhalten. Der Fortbestand von Ökosystemen in unserer Kulturlandschaft muss 
gewährleistet werden. Wir fordern, dass menschlichen Nutzungsinteressen in einer Form nachgekommen 
werden kann, welche die Regenerationsfähigkeit der natürlichen Flora und Fauna nicht gefährdet. Not-
wendige Maßnahme dafür ist die dauerhafte Wiedervernässung von Mooren, da diese nicht nur Orte flo-
rierender Biodiversität sind und als Wasserfilter sowie Hochwasserschutz dienen, sondern auch relevanter 
Emissionsfaktor sind.  
Wir lehnen übermäßige und exzessive Bewirtschaftungsmethoden in der Landwirtschaft, Fischerei, Forst-
wirtschaft oder dem Tourismus klar ab. Dabei ist auch die soziale Bedeutung der Ökosysteme herauszu-
stellen: Dezentrale, kleinflächige, ökologische, agroforstliche und permakulturelle Landwirtschaft muss 
die aktuelle intensive Ausbeutung der Natur ersetzen, um die kaum regulierte Macht der Großkonzerne 
zu brechen und unseren Lebensunterhalt in der Zukunft zu sichern. Wir bekräftigen die Empfehlungen der 
Zukunftskommission Landwirtschaft.2 Insbesondere in ausgewiesenen Naturschutzgebieten darf es keine 
destruktiven Eingriffe in die Ökosysteme geben. Zu diesem Zweck müssen die zahlreichen Ausnahmere-
gelungen der Umweltverträglichkeitsprüfung massiv reduziert werden. Diese sind in Folge des Überschrei-
tens der planetaren Belastungsgrenzen sehr vulnerabel. Die zunehmende Versauerung und Erwärmung 
der Meere können zu kritischen Kipppunkten der Ökosysteme, wie z.B.  Korallenriffe führen.3 
Die Erdöl- und Erdgasbohrungen im Wattenmeer müssen dringend beendet werden, da sie tief in die 
empfindlichen Lebensräume eingreifen und beispielsweise die Rückzugsgebiete von Meeressäugern be-
drohen.4 Der Erhalt wichtiger Lebensräume wie Muschelbänke, Seegraswiesen und Dünen trägt zudem 

 
1 siehe Abschlusspapier der Jugenddialogplattform 2024. 
2 Zukunftskommission Landwirtschaft (2021). Zukunft Landwirtschaft: Eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Bundesministerium für 

Ernährung und Landwirtschaft. 
3 Romanou, A., Hegerl, G. C., Seneviratne, S. I., Abis, B., Bastos, A., Conversi, A., Landolfi, A., Kim, H., Lerner, P. E., & Mekus, J. (2025). 

Extreme events contributing to tipping elements and tipping points. Surveys in geophysics, 46(2), 375–420. 
4 Fernandez-Betelu, O., Graham, I. M., Malcher, F., Webster, E., Cheong, S.-H., Wang, L., Iorio-Merlo, V., Robinson, S., & Thompson, P. 

M. (2024). Characterising underwater noise and changes in harbour porpoise behaviour during the decommissioning of an oil and 
gas platform. Marine Pollution Bulletin, 200, 116083. https://doi.org/10.1016/j.marpolbul.2024.116083 
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entscheidend zum Klima- und Küstenschutz bei.5 Wir fordern, dass Grundschleppnetzfischerei in der deut-
schen Nord- und Ostsee generell verboten wird, da sie bodenlebenden Organismen erheblich schädigt 
und zur Vermüllung der Meere beiträgt.  

3. Wiederherstellungsverordnung konsequent umsetzen 

Der Erlass einer EU-Verordnung zur Wiederherstellung von Ökosystemen (WVO) ist ein erster Schritt hin 
zu natürlichen Lebensgrundlagen, auf die wir uns in Zukunft verlassen können. Die Umsetzung der Ver-
ordnung muss jetzt starten!  
Deutschland soll daher bis 2030 mindestens 30% der nationalen Gesamtfläche mit Wiederherstellungs-
maßnahmen versehen und deren Umsetzung beginnen. Um mit gutem Beispiel voranzugehen ist es wich-
tig, dass neue Maßnahmen finanziert werden und nicht allein auf bestehende Maßnahmen zurückgegrif-
fen wird. Außerdem sollen (Flächen-)Ziele nicht etwa durch Grenzverschiebungen oder rechnerische 
Tricks erreicht, sondern im Interesse aller priorisiert werden. Wir fordern in diesem Sinne wissenschaftlich 
fundierte Indikatoren zur Wiederherstellung der langfristigen Stabilität der Ökosysteme und für das Mo-
nitoring der zu erreichende Ziele.  
Wir fordern, dass mit der Umsetzung der WVO die Biotopkonnektivität gezielt gefördert, flächenscho-
nende Infrastrukturen ausgebaut, flächenineffiziente Infrastrukturen zurückgebaut und Landnutzungsän-
derungen sozial gerecht gestaltet werden. Subventionen, die der Biodiversität schaden, sollen gestoppt 
oder durch biodiversitätsfördernde Subventionen ersetzt werden. Wir fordern die Etablierung von Paludi-
kulturen und den dazugehörigen Wertschöpfungsketten auf organischen Böden. Für die Landwirtschaft 
und andere Sektoren, die in Zukunft biodiversitätsverträglich wirtschaften, soll ein langfristiger Biodiversi-
täts- und Bestäuberfonds eingerichtet werden, der die Umsetzung notwendiger Wiederherstellungsmaß-
nahmen sichert. Dessen Finanzierungsgrundlage soll durch Mittel aus Sanktionszahlungen, welche bei 
Verzögerung der WVO-Ziele fällig werden, erweitert werden. Lokale Natur- und Umweltschutzverbände 
und landwirtschaftliche Betriebe sollen in der Ausarbeitung der konkreten lokalen Maßnahmen miteinbe-
zogen werden. 
Im städtischen Raum muss die WVO durch eine Konkretisierung der Maßnahmen für Grünflächen und 
Baumüberschirmung auf eine Verbesserung der Lebensqualität abzielen, z.B. durch Hitzeschutz und mehr 
Bewegungsfreiheit für Kinder. Die Maßnahmen sollen auch Entsiegelung miteinschließen. Beim Pflanzen 
von Bäumen müssen Bewässerung und Pflege mitgedacht und Verantwortliche benannt werden, etwa in 
Schwammstadt- oder Nachbarschafts-Konzepten. Soziale Verdrängung darf keine Folge der WVO sein, im 
Gegenteil: es muss sichergestellt werden, dass benachteiligte Bevölkerungsgruppen von neugeschaffenen 
Grünflächen und den Vorzügen neu gewonnener Biodiversität stark profitieren. 
Die im aktuellen Koalitionsvertrag vorgesehenen "Erleichterungen" im Bereich der WVO gehen zulasten 
zukünftiger Generationen: das können wir nicht zulassen. Wir fordern alle Ressorts auf Bund- und Länder-
Ebene dazu auf zusammenzuarbeiten, um die Ziele der WVO vor dem Jahr 2050 zu erreichen. Ausnahmen 
von der rechtlich bindenden Verordnung gilt es auszuschließen. 
Naturschutzakteure und -verbände sowie Ehrenamtliche müssen mit finanziellen und personellen Res-
sourcen ausgestattet werden, damit sie zur Umsetzung der WVO beitragen können. Das Wissen um tradi-
tionelle Nutzungsformen, Synergie-Effekte und Umsetzungsstrategien liegt in den Händen vieler lokaler 
Akteure. Es sollen daher zusätzlich zum Ehrenamt auch langfristige Stellen in Verbänden, in Jugendorga-
nisationen sowie im Schutzgebietsmanagement gefördert werden, sodass die dort bestehende Exper-
tise in Wiederherstellungsprozesse einfließen kann und Maßnahmen effizient, kompetent und zeitnah un-
ter aktiver Jugendbeteiligung umgesetzt werden. 
 

 
5 Agulles, M., Marbà, N., Duarte, C. M., & Jordà, G. (2024). Mediterranean seagrasses provide essential coastal protection under cli-

mate change. Scientific Reports, 14(1), 30269. https://doi.org/10.1038/s41598-024-81026-5 
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4. NBS als Grundpfeiler der sozial-ökologischen Transformation 

Wir begrüßen die NBS 2030 als wertvolle Errungenschaft und schätzen den Einsatz der zuständigen Be-
hörden, diese aktiv und im festgelegten Zeitrahmen umzusetzen. Wir fordern allerdings ein verbindliches 
Gesetzgebungsverfahren, eine stärkere Umsetzung internationaler Gesetzgebung und eine Konkretisie-
rung der Maßnahmen, die in der NBS beschrieben sind. 
In diesem Zuge erwarten wir die Anerkennung und Implementierung der Biodiversitätsstrategie als Grund-
lage für die wirtschaftliche Entwicklung des Zukunftsstandorts Deutschland, für Sicherheit und Demokra-
tie. Hieraus ergeben sich folgende Notwendigkeiten:  
Die NBS muss im Überlegungsverfahren jeglicher Vorhaben als Leitlinie herangezogen werden. Sind Ein-
griffe gefährdend für die Zielsetzungen, müssen die Überlegungen umgedacht werden und Alternativen, 
die die sozialökologische Transformation voranbringen, müssen Vorrang in Planung und Umsetzung ha-
ben. Der Ausbau finanzieller und personeller Ressourcen in den zuständigen Behörden sowie insbeson-
dere die massive Aufstockung von Fördertöpfen und der Aufbau neuer Förderlinien muss realisiert wer-
den. Dazu muss die Transparenz zu jeglichen Fortschritten und genauen Verantwortlichkeiten während 
Umsetzungen der Strategie durgehend gegeben sein. Dauerhafte zielgruppenspezifische Informatio-
nen zu Partizipationsmöglichkeiten der Zivilgesellschaft beispielsweise bei den konkreten Maßnahmen 
muss inhärenter Bestandteil der Umsetzung sein. Zu diesem Zweck fordern wir konkrete, wissenschaftlich 
fundierte und vor allem überprüfbare Indikatoren. 

5. Gesundheit: der unterschätzte Wert der Biodiversität 

Intakte biologische Vielfalt ist die Grundlage für gesundes Leben und insbesondere gesundes Aufwachsen 
der jungen Generationen im Heute, wie in der Zukunft. Die Klima- und Umweltkrise stellt insgesamt nicht 
nur eine große Bedrohung für die physische und mentale Gesundheit aller Menschen dar6, sondern sie 
belastet junge Menschen in besonderem Maß7.  Intakte Naturräume sind essenzielle Grundlage von 
Wohlbefinden. Viele junge Menschen setzen sich daher für den Erhalt unserer Lebensgrundlagen ein, 
was der gesamten Gesellschaft zugutekommt. Eine hohe Biodiversität ist eine Schüsselkomponente für 
resiliente Ökosysteme8. Deshalb ist der Biodiversitätsschutz auf all seinen Ebenen von größter Bedeutung. 
Der „Global Action Plan on Biodiversity and Health“ muss konsequent umgesetzt werden. Deutschland hat 
in dessen Entstehung eine Führungsrolle eingenommen. Dieser muss Deutschland nun auch weiterhin ge-
recht werden. Ebenfalls müssen die von IPBES erarbeiteten Vorschläge und Punkte im Transformative 
Change Assessment Report, sowie dem IPBES Nexus Assessments miteinbezogen und umgesetzt werden. 
 
 
Die Teilnehmer*innen der Jugenddialogplattform  

 
6 Jimenez, M. P., DeVille, N. V., Elliott, E. G., Schiff, J. E., Wilt, G. E., Hart, J. E., & James, P. (2021). Associations between Nature Expo-

sure and Health: A Review of the Evidence. International Journal of Environmental Research and Public Health, 18(9), 4790. 
https://doi.org/10.3390/ijerph18094790  

7 Frick, V., Gossen, M. (2022). Junge Menschen in der Klimakrise  Eine Untersuchung zu emotionaler Belastung,  Bewältigungsstrate-
gien und Unterstützungsangeboten  im Kontext von Klimawandel und Umweltproblemen in  der Studie "Zukunft? Jugend fragen! 

2021.”. Ressortforschungsplan des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz  
8 Keesing, F., Belden, L. K., Daszak, P., Dobson, A., Harvell, C. D., Holt, R. D., Hudson, P., Jolles, A., Jones, K. E., Mitchell, C. E., Myers, S. 

S., Bogich, T., & Ostfeld, R. S. (2010). Impacts of biodiversity on the emergence and transmission of infectious diseases. Nature, 
468(7324), 647–652.  https://doi.org/10.1038/nature09575; Columbus, A. (2025). Biodiversity shapes humanity’s fight against infec-
tious disease. Nature Reviews Biodiversity, 1(11), 687–687. https://doi.org/10.1038/s44358-025-00100-6  

  


